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Starmer versucht einen Neustart mit China
Zum ersten Mal seit acht Jahren besucht ein britischer Regierungschef Peking

MATTHIAS KAMP, HONGKONG

Als der britische Premierminister Keir
Starmer sich am Donnerstagmorgen mit
Chinas Staats- und Parteichef Xi Jinping
traf, war das Eis schnell gebrochen. Als
Gastgeschenk überreichte Starmer Xi
einen Fussball. Aber keinen neuen: Der
Ball war am vergangenen Wochenende
beim Duell der beiden Spitzenklubs
Arsenal London und Manchester Uni-
ted zum Einsatz gekommen. Xi ist an-
geblich ein Fan von Manchester United.
Anschliessend sprachen Starmer und Xi
achtzig Minuten lang miteinander; laut
Angaben britischer Delegationsmitglie-
der doppelt so lange wie geplant.

Starmers China-Besuch, vor allem
seine Wortwahl gegenüber Xi, war mit
Spannung erwartet worden. Bei seiner
Peking-Visite vor zwei Wochen hatte
der kanadische Premierminister Mark
Carney angesichts der Verstimmungen
im kanadisch-amerikanischen Verhält-
nis demonstrativ eine Umorientierung
Kanadas Richtung China signalisiert.

Starmer war am Donnerstag vorsich-
tiger. Zwar sprach er sich für vertiefte
Beziehungen zu China aus und strich die
Bedeutung des Landes für die britische
Wirtschaft und die globale Sicherheit
heraus. «China ist ein zentraler Spieler
auf der Weltbühne, und es ist wichtig,
dass wir ein differenzierteres Verhältnis
schaffen», sagte Starmer.

Von Spitzenmanagern begleitet

Bei seinem dreitägigen China-Besuch,
der Starmer auch nach Schanghai füh-
ren wird, begleiten ihn mehrere Spit-
zenmanager britischer Konzerne. Star-
mer und Chinas Ministerpräsident Li
Qiang wollen eine Reihe von Abkom-
men unterzeichnen.

Der britische Regierungschef vergass
allerdings nicht, auf die Unterschiede
zwischen China und Grossbritannien
hinzuweisen. Vor seiner Abreise nach
China hatte Starmer erklärt, er werde
bei Xi auch über kritische Themen wie
Menschenrechtsverletzungen reden.

Gegenüber dem chinesischen Staatschef
sprach der Besucher aus London am
Donnerstag zunächst von «Meinungs-
verschiedenheiten der beiden Länder
bei Schlüsselthemen».

Gleichwohl markiert der China-Be-
such Starmers einen Neustart im bri-
tisch-chinesischen Verhältnis. Unter der
Vorgängerregierung hatten die Bezie-
hungen schwer gelitten. Pekings Vor-
gehen in der früheren britischen Kron-
kolonie Hongkong und mehrere Spio-
nageskandale in Grossbritannien hatten
für erhebliche Verstimmungen gesorgt.
Der letzte China-Besuch eines britischen
Regierungschefs liegt acht Jahre zurück.
Jüngst hatte die britische Opposition den
Bau einer neuen chinesischen Botschaft
im Herzen Londons kritisiert. Die chine-
sische Vertretung habe das Potenzial, zu
einem neuen Spionagezentrum Pekings
zu werden, erklärten die Konservativen.

Wie gewohnt präsentierte Chinas
Staatschef sein Land am Donnerstag als
Hort der Stabilität und Verlässlichkeit in
einer Welt in Unruhe. China habe stets

eine friedliche Entwicklung verfolgt,
noch nie einen Krieg angefangen und
niemals ein Land besetzt, sagte Xi.Auch
wenn Chinas Staatschef die USA nicht
beim Namen nannte: Es ist eine Kritik
an Amerika und seinem Präsidenten.

Chinas Machthaber sehen in Trumps
Vorgehen in Venezuela und seinen
Drohungen gegenüber Grönland eine
Chance.Washingtons Politik, so das Kal-
kül in Peking, könnte dazu führen, dass
sich immer mehr Länder, nicht mehr nur
aus dem globalen Süden, sondern auch
aus dem Westen, China zu- und von
den USA abwenden. Carneys demons-
tratives Entgegenkommen gegenüber
Peking dürfte von Xi mit Genugtuung
registriert worden sein.

Unterschiedliche Wertekataloge

Manche Intellektuelle in China den-
ken bereits laut darüber nach, wie west-
liche, von Trump verschreckte Mittel-
mächte zusammen mit China eine neue
Weltordnung bauen könnten, bei der
auch Chinas vier globale Initiativen eine
wichtige Rolle spielen könnten. Chinas
Regierung macht mit der Sicherheits-In-
itiative, der Zivilisations-Initiative, der
Governance-Initiative und der Entwick-
lungs-Initiative vor allem Schwellen- und
Entwicklungsländern Angebote zum Bau
eines neuen globalen Ordnungsrahmens.

Doch für westliche Staaten wie
Kanada und Grossbritannien ist das Aus-
tarieren der Beziehungen mit China ein
Drahtseilakt, die Abhängigkeiten bei-
der Länder von den USA sind gross.
So gehen drei Viertel aller kanadischen
Exporte in die USA. London arbeitet bei
Sicherheitsfragen eng mit Washington
zusammen. Ausserdem sind die USA,
Kanada und Grossbritannien Mitglieder
der Kooperation «Five Eyes». Das lose
Bündnis, dem ausserdem Australien und
Neuseeland angehören, tauscht unter-
einander Geheimdienstinformationen
aus. Dazu kommen gravierende Unter-
schiede bei den politischen Werten.Auch
wenn die Zusammenarbeit mit den USA
unter ihrem Präsidenten Trump deut-
lich schwieriger geworden ist, birgt eine
engere Kooperation westlicher Demo-
kratien mit dem autokratischen China
Risiken und reichlich Konfliktpotenzial.

Mit Spannung wird nun erwartet, wie
sich der deutsche Bundeskanzler Fried-
rich Merz bei seinem für Ende Februar er-
warteten China-Besuch geben wird.Auch
er wird dem Vernehmen nach von einer
grossen Wirtschaftsdelegation begleitet.

Haushaltsdefizit zwingt Belgien zum Sparen
Die Regierung schafft die zeitlich unbegrenzte Arbeitslosenhilfe ab – mit unerwarteten Auswirkungen

ANTONIO FUMAGALLI, BRÜSSEL

Dimitri nimmt all seine Kraft zusam-
men, um seinen Sohn Milan auf die
Schultern zu hieven. 14 Jahre alt ist die-
ser, aber aufgrund einer schweren kör-
perlichen und geistigen Beeinträch-
tigung kann er nicht auf den eigenen
Beinen stehen. Er sei «wie ein grosses
Baby» und müsse fast rund um die Uhr
betreut werden, erzählt sein Vater Dimi-
tri dem belgischen Sender RTBF.

Weil ihm trotz teilweiser Fremd-
betreuung des Sohnes kaum Zeit bleibt,
einer geregelten Arbeit nachzugehen,
hat Dimitri bis anhin monatlich 750 Euro
Arbeitslosenentschädigung erhalten.
Ab März fällt diese Unterstützung aber
weg – Milan und seine Familie sind «Op-
fer» einer der grössten Sozialreformen
Belgiens der letzten Jahrzehnte. Denn
Fälle wie der ihre sind künftig nicht mehr
über die Arbeitslosenkasse gedeckt. Da-
mit endet ein Sonderfall, der aus der
Zeit gefallen schien: Als einziges Land
Europas zahlte Belgien bis vor kurzem
Arbeitslosenentschädigungen ohne zeit-
liche Begrenzung aus. Sofern ihnen keine
Ausnahmen gewährt wurden, mussten
die Antragsteller zwar zahlreiche Bedin-
gungen erfüllen: In den Genuss des ewi-

gen Geldsegens kamen nur Belgier, die
eine gewisse Zeitdauer gearbeitet, den
Verlust des Jobs nicht selbst verschuldet,
sich um eine neue Stelle bemüht und sich
für eine neue Anstellung permanent ver-
fügbar gehalten hatten.

Wahlversprechen eingelöst

Zudem reduzierte sich die Arbeitslosen-
entschädigung über die Jahre bis auf
ein Minimum. Dieses war aber immer
noch höher und an weniger strikte Be-
dingungen geknüpft als die Sozialhilfe.
Wie Zahlen von Eurostat zeigen, zahlte
Belgien seinen Arbeitslosen im europäi-
schen Vergleich zwar nicht höhere Bei-
träge, doch war die Unterstützung gene-
röser, weil sie zeitlich unbegrenzt war.

Belgien ist stark verschuldet und hat
ein hohes Haushaltsdefizit, das die EU-
Kommission 2024 gar zu einem Verfah-
ren bewogen hat. Daher beschloss die
Regierung im Juli 2025 die weitreichende
Arbeitslosenreform. Es war ein Wahlver-
sprechen der rechtsbürgerlichen N-VA
von Bart De Wever, der seit letztem
Februar als Ministerpräsident amtet.Am
1. Januar dieses Jahres trat die Reform
schrittweise in Kraft. Sie soll Einspa-
rungen von jährlich rund 1,3 Milliarden

Euro bringen. Zentrales Element:Wie in
den anderen europäischen Staaten sind
Arbeitslosenentschädigungen nunmehr
zeitlich limitiert, je nach vorheriger Er-
werbsdauer auf 12 bis 24 Monate.

Nun zeigt sich aber, dass die Re-
form auch auf eine unerwartete Emp-
fängergruppe weitreichende Auswirkun-
gen hat: die Angehörigen von Kindern
mit einer Behinderung. Mehrere hun-
dert Personen bezogen bis anhin lang-
fristige Arbeitslosenhilfe, obwohl sie
das Kriterium der Verfügbarkeit eigent-
lich nicht erfüllten. Gemäss Organisatio-
nen, die sich um Menschen mit Behinde-
rung kümmern, hatte die Arbeitslosen-
versicherung «gesunden Menschenver-
stand sowie Menschlichkeit» gezeigt,
wenn klar gewesen sei, dass die unter-
stützte Person «völlig oder teilweise aus
unfreiwilligen Gründen arbeitslos war».

Doch damit ist nun Schluss – und das
mediale Interesse an den Schicksalen der
Betroffenen ist gross. Es braucht nicht
viel Empathie, um mit Dimitri mitzufüh-
len, der seinem an den Rollstuhl gefes-
selten Sohn mit dem Löffel zu essen gibt,
statt einer Erwerbsarbeit nachzugehen.

Eine Online-Petition, die von Dutzen-
den Organisationen gestützt ist,hat innert
weniger Tage die Unterschriften von fast

15 000 Personen erhalten.Sie fordern den
zuständigen Arbeitsminister David Cla-
rinval auf, für die Betroffenen eine Aus-
nahmeregelung in die Wege zu leiten.
Wenn nicht sofort gehandelt werde, wür-
den die Familien «ins Elend gestürzt»,
heisst es.Auch im Parlament gibt es Druck
von christlichen und linken Parteien.

Lückenhaftes System

Angesichts der Emotionalität kann Cla-
rinval das Thema nicht einfach ignorie-
ren.Allerdings würde er eines der Flagg-
schiffprojekte seiner Koalition unglaub-
würdig machen, wenn er schon nach
wenigen Wochen die Reform der Reform
ankündigen würde. Denn eigentlich ist
die Arbeitslosenkasse nicht das richtige
Instrument, um Angehörige von Kindern
mit einer Behinderung zu unterstützen.

Anlässlich einer Parlamentsdebatte
kündigte der Arbeitsminister nun an,
den rechtlichen Status der Betreuungs-
personen zu überprüfen. Es gibt für
sie zwar schon jetzt staatliche Unter-
stützung, offenbar ist das System aber
lückenhaft. Der Opposition sind diese
Aussichten zu vage. Man brauche «keine
Krokodilstränen, sondern echte Taten»,
so die Vorsitzende der Arbeitspartei.

Machtkampf
in Prag
Tschechiens Präsident wirft
dem Aussenminister Erpressung vor

MERET BAUMANN

In Tschechien liefern sich Staatspräsi-
dent Petr Pavel und Aussenminister Petr
Macinka derzeit einen Machtkampf,den
zahlreiche Medien als offenen Krieg be-
zeichnen. Der Grund für den Streit ist
FilipTurek,dasAushängeschild von Ma-
cinkas Autofahrer-Partei (Motoristen).
Die Protestbewegung ist Juniorpartne-
rin in der seit anderthalb Monaten amtie-
renden Regierung von Ministerpräsident
Andrej Babis und wollteTurek zum Um-
weltminister machen. Wegen mehrerer
strafrechtlicherVerfahren sowie rassisti-
scher und NS-verharmlosender Postings
auf Social Media weigert sich Pavel in-
des, ihn zu vereidigen.

Macinka hält das für einen Bruch der
Verfassung. Eine sogenannte Kompe-
tenzklage beim Verfassungsgericht lehnt
die Regierung aber beharrlich ab. Der
Motoristen-Chef bezeichnete das Ge-
richt wiederholt als aktivistisch. Er be-
kleidet das Amt des Umweltministers in-
zwischen selbst und hat Turek dort zum
Regierungsbeauftragten für Klimapoli-
tik ernannt. Das ist aber nur eine vor-
übergehende Lösung, wie Macinka sagt.

Rücktritt gefordert

Die Motoristen wollen ihre «Ikone» –
wie sie Turek bezeichnen – nach wie vor
zum Minister machen. Macinka machte
dies dem Staatsoberhaupt ziemlich un-
verblümt klar.Am späten Montagabend
wandte er sich in zwei langen SMS-
Nachrichten an einen Berater Pavels.
Der Präsident könne Ruhe haben, wenn
er Turek zum Umweltminister ernenne.
Wenn er das aber nicht tue, werde er von
den Konsequenzen überrascht sein. Er,
Macinka, werde «alle Brücken nieder-
brennen». Er sei bereit, für Turek «brutal
und ohne Skrupel» zu kämpfen, drohte
der Aussen- und Umweltminister weiter.
Dabei werde er auch von Babis und dem
Rest der Regierung unterstützt.

Pavel reagierte umgehend: Er ver-
öffentlichte die beiden Nachrichten in
vollem Umfang auf seinen Social-Media-
Kanälen und bezeichnete sie als völlig
inakzeptabel. Er werde sie den Sicher-
heitsbehörden weiterleiten und seine
Anwälte prüfen lassen, ob es sich um den
Versuch einer Erpressung handle.

In einer Pressekonferenz wies Ma-
cinka den Vorwurf der Erpressung zurück
und doppelte nach: Weil sich der Staats-
präsident – ein international geachteter
früherer Nato-General – nicht an die Ver-
fassung halte, könne er die tschechische
Delegation am Gipfel des Verteidigungs-
bündnisses im kommenden Juli nicht an-
führen. Der Aussenminister sei zuständig
für die betreffende Akkreditierung und er
werde dies Pavel nicht erlauben, erklärte
Macinka. Stattdessen solle Babis zum
Nato-Gipfel in der Türkei reisen.

Tschechische Kommentatoren be-
zeichneten den Streit als präzedenzlosen
Eklat und Zeichen einer Verrohung der
politischen Kultur.Ähnlich äusserte sich
der Oppositionsführer von der bürger-
lichen Partei ODS, Martin Kupka. Nie
zuvor habe ein Regierungsmitglied das
Staatsoberhaupt auf dieseWeise erpresst,
erklärte er. Kupka warf Macinka Mafia-
methoden vor und forderte seinen sofor-
tigen Rücktritt.Andernfalls müsse Babis
ihn entlassen.Dies lehnt der Regierungs-
chef allerdings ab. Er hatte Macinkas
Wortwahl zuvor zwar als unglücklich be-
zeichnet.Es habe sich aber um den priva-
ten Austausch mit einem Berater gehan-
delt und sei deshalb keine Erpressung.

Auf Motoristen angewiesen

Der Ministerpräsident versucht, nieman-
den vor den Kopf zu stossen. Er erklärte,
keinen Krieg zu wollen mit der Burg, wo
der Präsident seinen Sitz hat. Gleich-
zeitig kann Babis es sich nicht leisten,
Macinka und damit die Motoristen zu
verlieren – zumal das Parlamentsvotum
über seine Immunität vor Strafverfol-
gung bevorsteht. Würde sie aufgehoben,
drohte dem Regierungschef eine Ver-
urteilung wegen Missbrauchs von EU-
Geldern im Zusammenhang mit seiner
Tätigkeit als Unternehmer.

Keir Starmer besichtigt die Gemächer des Kaisers von China in der Verbotenen Stadt – heute ein Museum. CARL COURT / GETTY
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Verheiratete zahlen auch in den Kantonen mehr
Stände lehnen die Individualbesteuerung ab mit dem Argument, sie hätten die Heiratsstrafe längst abgeschafft – das stimmt aber nicht

KATHARINA FONTANA

Die grosse Mehrheit der Kantone lehnt
die Individualbesteuerung ab, und zwar
kategorisch. Zehn von ihnen haben das
Referendum gegen die Steuerreform er-
griffen; am 8.März wird abgestimmt.Auf
den ersten Blick scheint der Widerstand
der Kantone verständlich. Die Heirats-
strafe, also die steuerliche Benachteili-
gung von Doppelverdienerehepaaren
gegenüber gleich situierten Konkubinats-
paaren, sei einzig ein Problem des Bun-
des, sagen sie. Sie selber hätten die Hei-
ratsstrafe schon längst beseitigt. Deshalb
sei es völlig verfehlt, wenn der Bund auf
die Individualbesteuerung umstelle und
von den Kantonen verlange, dies auch zu
tun. Sie warnen vor einem riesigen Auf-
wand, weil jeder einzelne Kanton sein
Steuergesetz umkrempeln müsste.

Doppelverdiener leiden

Bei näherem Hinsehen zeigt sich, dass
diese Darstellung so nicht zutrifft. Die
Behauptung der Kantone, die Heirats-
strafe gebe es nur beim Bund, lässt sich
nicht halten, wie ein Blick auf die kan-
tonalen Steuerregime zeigt.

Die Kantone besteuern Ehepaare
heute auf unterschiedliche Weise. Ein-
zelne setzen auf Doppeltarife: Für Ver-
heiratete gibt es einen privilegierten
Tarif, für alle anderen den Normal-
tarif. Ein solches Modell kennen unter
anderem die Kantone Zürich, Bern und
Luzern.Wie sieht dort die Rechnung für
die Ehepaare aus?

In Luzern möchte man einem berufs-
tätigen Paar nicht unbedingt raten, auf
das Zivilstandsamt zu gehen. Nach der
Heirat kann die Steuerrechnung höher
werden, wie der Steuerrechner der Eid-

genössischen Steuerverwaltung zeigt.
Ein in der Stadt Luzern wohnhaftes
Konkubinatspaar mit zwei Kindern und
einemBruttoeinkommen von je 100 000
Franken zahlt zusammen gut 15 000
Franken Kantons- und Gemeindesteu-
ern. Würde das Paar heiraten, wären es
17 000 Franken. Die direkte Bundes-
steuer würde von 1860 auf 3758 Fran-
ken steigen. Laut der Finanzdirektion
der Stadt Luzern kann die Heiratsstrafe
bei den Kantons- und Gemeindesteuern

für berufstätige Eltern je nach Konstella-
tion mehrere tausend Franken betragen.

Auch in Zürich kann es eine Heirats-
strafe für Doppelverdiener geben. Das
zeigt folgendes Beispiel, das von der
Finanzdirektion des Kantons Zürich be-
rechnet wurde:Ein Konkubinatspaar mit
zwei Kindern, das in der Stadt Zürich
wohnt und bei dem beide Partner netto
je 100 000 Franken verdienen, zahlt rund
18 600 Franken Kantons- undGemeinde-
steuern. Nach der Hochzeit sind es für
dasselbe Paar fast 4000 Franken mehr.

Ein ähnliches Bild zeigt sich in Bern,
auch hier kann es Mehrbelastungen für
berufstätige Ehepaare geben. Hinzu
kommt die Heiratsstrafe bei den Ver-
mögenssteuern: Durch dieAddition der
beiden Vermögen in Kombination mit
dem progressiven Steuertarif müssen
Ehepaare je nach Konstellation deut-
lich mehr bezahlen als gleichgestellte
Konkubinatspaare.Kurz:Auch wenn ein
Kanton den Verheirateten einen Dop-
peltarif gewährt, kann es trotzdem eine
Heiratsstrafe geben.

Wie sieht es in den anderen Kanto-
nen aus? Die meisten Kantone setzen

auf Splitting-Modelle. Splitting heisst:
Die Einkommen der Ehegatten werden
addiert und dann geteilt, um den Steuer-
satz zu bestimmen. Bei einem Vollsplit-
ting wird das Gesamteinkommen durch
2 geteilt: 100 000 Franken werden dem-
nach zu dem Satz besteuert, der für
50 000 Franken gilt. Etliche Kantone
haben ein Teilsplitting: Bei einem Divi-
sor von 1,9 wird auf ein Einkommen
von 100 000 Franken der Steuersatz an-
gewendet, der für ein Einkommen von
52 630 Franken gilt.

Auch in Splitting-Kantonen kann die
Steuerrechnung nach der Heirat deutlich
zunehmen. Das zeigt das Beispiel von
Baselland, das ein Vollsplitting kennt.
Ein in Liestal wohnhaftes Ehepaar mit
zwei Kindern und einem Bruttoeinkom-
men von je 100 000 Franken fährt um
einiges schlechter als sein unverheira-
tetes Pendant: Es muss etwa 4500 Fran-
ken mehr Kantons- und Gemeindesteu-
ern bezahlen als das Konkubinatspaar,
nämlich rund 27 000 Franken.

«Je nach Einkommensverteilung
können Konkubinatspaare mit Kin-
dern gegenüber Ehepaaren mit Kindern

steuerlich begünstigt sein», bestätigt
die Steuerverwaltung des Kantons Ba-
sel-Landschaft. Der Grund liege unter
anderem darin, dass der günstigere Split-
ting-Tarif auch Konkubinatspaaren zu-
gutekomme; in der Regel werde er dem
Elternteil mit dem höheren Einkom-
men zugewiesen. Die Heiratsstrafe für
Doppelverdiener mit Kindern hat also
wesentlich damit zu tun, dass Konkubi-
natspaare mit Kindern beim Steuersatz
ebenfalls privilegiert werden.

Fazit: Auch in den Kantonen werden
berufstätigeVerheiratete bei den Steuern
zumTeil stärker belastet als vergleichbare
unverheiratete Paare. Die Mehrbelas-
tung, die diesen mittelständischen Paaren
durch die Heirat entsteht, kann gemessen
am Einkommen ganz erheblich sein.

Setzt sich die Individualbesteuerung
am 8.März an der Urne durch, müssen
auch die Kantone und Gemeinden die
Gatten künftig einzeln veranlagen.Ver-
heiratetentarife oder Splitting-Modelle
wären nicht mehr zulässig, es gäbe nur
noch einen Tarif für alle, egal, ob ledig,
verheiratet, geschieden oder verwitwet.
Die Kantone hätten sechs Jahre Zeit, um

das Steuergesetz anzupassen.Die grosse
Frage ist nun, wie die neue Steuerwelt
aussehen wird. Die Kantons- und Ge-
meindesteuern sind für den Gross-
teil der Personen viel relevanter als die
direkte Bundessteuer; dort zahlt man
am meisten. Wie die Haushalte in den
Kantonen künftig belastet werden,weiss
man jetzt noch nicht. Das hängt vom
politischen Willen in den Kantonen ab
und davon, ob die Umsetzung der Indi-
vidualbesteuerung zu Steuerausfällen
führen soll und, wenn ja, wie hoch diese
sein dürfen.

Ein paar Dinge lassen sich aber schon
jetzt sagen. Erstens: Alleinverdiener-
Ehepaare oder Haushalte, in denen der
eine Gatte nur ein kleines Zweiteinkom-
men erwirtschaftet, haben heute keine
Heiratsstrafe. Sie fahren im Bund wie in
den Kantonen – verglichenmit Konkubi-
natspaaren – günstig.Es ist anzunehmen,
dass diese Gruppe durch die Umstellung
auf die Individualbesteuerung nicht nur
beim Bund, sondern tendenziell auch in
den Kantonen stärker belastet wird.

Zweitens: Die Kantone haben die
Möglichkeit, für traditionell lebende
Paare eine verträgliche Lösung zu finden,
indem sie beispielsweise neue Sozial-
abzüge für Alleinverdiener einführen.
Ein ländlich geprägter Kanton wird dies
möglicherweise eher in Erwägung ziehen
als ein Stadtkanton, wo dieAlleinverdie-
ner eine kleine Minderheit darstellen.

Flacher Tarif, weniger Probleme

Drittens:Die Progression ist in den Kan-
tonen schwächer als beim Bund, das
macht die Umsetzung einfacher. Je fla-
cher der Tarif, desto geringer sind die
Belastungsunterschiede zwischen den
Haushalten. Bei einem flachen Tarif
spielt es praktisch keine Rolle, ob je-
mand traditionell als Alleinverdiener
lebt oder beide Partner je die Hälfte des
Einkommens erwirtschaften.

Uri und Obwalden haben einen sehr
flachen Steuertarif, der nahe an eine
proportionale Steuer (Flat-Rate-Tax)
heranreicht. Sie werden keine Probleme
haben, die Individualbesteuerung ein-
zuführen. Auch Basel-Stadt kennt ein
ähnliches Modell. So gilt bis zu einem
steuerbaren Einkommen von 212 500
Franken fürAlleinstehende bzw. 424 900
Franken für Ehepaare und Alleinerzie-
hende ein einheitlicher Steuersatz. Eine
Heiratsstrafe gibt es in Basel-Stadt nicht.
SolcheModelle können anderen Kanto-
nen als Inspiration dienen.

Eine überraschende Allianz bahnt sich an
Die SVP plant eine radikale Schulreform – und findet beim Lehrerverband eine gewisse Zustimmung

SEBASTIAN BRIELLMANN

Da veröffentlicht die SVP ein umfang-
reiches, fast ein wenig zu detaillier-
tes Bildungspapier mit provokativen
Forderungen und in gewohnt knalli-
ger Sprache: Und was passiert? Es gibt
nicht den grossen Aufschrei, sondern
sogar eine Form von Zustimmung –
und dies ausgerechnet vom Schweizer
Lehrerverband (LCH), einer Institu-
tion, die normalerweise, vorsichtig aus-
gedrückt, durchaus progressiver agiert
als die Volkspartei.

Natürlich kann Dagmar Rösler, die
Präsidentin des LCH,mit den Positionen
der SVP nicht viel anfangen. Der Be-
hauptung, dass die Zuwanderung für alle
Probleme an derVolksschule verantwort-
lich sein soll, widerspricht Rösler.

Belastungsgrenze ist erreicht

Es seien beispielsweise nicht einfach
nur die Migrantenkinder, die dafür sorg-
ten, dass die Schule belastet werde, sagt
sie auf Anfrage: «Es ist nicht abzustrei-
ten, dass Migration einen Anteil an den
Problemen hat – aber eben nicht nur.»
Und dass eine Obergrenze für ausländi-
sche Schüler in Klassen umsetzbar wäre

und überhaupt zielführend: Auch daran
glaubt sie nicht.

DochRösler findet auch überraschend
positiveWorte für dieVorschläge der SVP.
Dass sie die Forderung nach einer obliga-
torischen Frühförderung für fremdspra-
chige Kinder befürwortet, erstaunt nicht
wirklich. Das möchte der LCH selbst flä-
chendeckend einführen.

Auch,dass die SVP dieVolksschule am
Limit sieht und Veränderungen anregt,
findet sie «gut»; was daran liegen dürfte,
dass Rösler selbst von einer «Belastungs-
grenze» spricht, an der die Schule – und
das Lehrpersonal – angelangt sei.

Interessant ist insbesondere, was Rös-
ler grundsätzlich über die Haltung der
SVP sagt: Man habe ja im Grunde den-
selben Weg vor Augen – nur biege man
irgendwann etwas anders ab. Sie sagt zum
Beispiel: «Auch wennmir das immer wie-
der zu Unrecht vorgeworfen wird: Der
LCH hat sich bisher immer auch für
Separation in den Schulen ausgespro-
chen; allerdings nur dort, wo es nötig
ist.» Integrationsklassen für neu zuge-
zogene Migranten gebe es bereits an Or-
ten, wo dies nötig sei. Wenn die Kinder
und Jugendlichen dann bald die Chance
erhielten, in die Regelklasse zu kommen,
sei dagegen nichts einzuwenden.

Anders als die SVPwünscht sich Rös-
ler aber eine zeitlich begrenztere Separa-
tion: eine Lerninsel, ein Time-out – und
anschliessend geht’s zurück in die Regel-
klasse.Also nicht zwingend eine Förder-
klasse, in der man fix eingeteilt ist,wie es
die SVP vorsieht.

Mit dieser austarierten Positionierung
zeigt Rösler wieder einmal ihr feines Ge-
spür für die bildungspolitische Stimmung
im Land. Diese hat sich in den vergange-
nen Jahren stark verändert. Die bürger-
lichen Parteien – nebst der SVP auch die
FDP – haben das Thema für sich gepach-
tet. Es gibt bereits eine wertkonservative
Rückbesinnung.Die integrative Schule ist
unter Druck, gilt in einigen Kantonen als
gescheitert – und soll abgeschafft werden.
Ebenso der Frühsprachenunterricht.

Rösler ist offen für Gespräche,um her-
auszufinden,woman sich einig ist und wo
man sich noch finden könnte. Geschickt
formuliert sie dabei einige Grenzen, die
nicht verschoben werden sollen. Der in-
klusive Geist soll bewahrt werden, aber
sie wählt dieWorte so,dass vielleicht auch
die SVP von ihren Maximalforderungen
abweicht: «Es ist immer noch erwiesen,
dass Jugendliche, die eine Regelklasse
besucht haben, einfacher einen Job fin-
den als Sonderschüler. Und wir wollen ja

keine Sozialfälle produzieren.» Eigent-
lich macht Rösler ein Angebot: Wenn
die SVP mit sich reden lässt, gibt es ei-
nige Bereiche, in denen man die Volks-
schule stärken könnte. Nebst der Früh-
förderung und einer gewissen Separie-
rung – «die es ja schon in jedem Kanton
gibt» – auch etwa die Forderung nach
Klassen, in denen nicht mehr als zwan-
zig Schüler sitzen. Und sie sieht sogar –
wenn es nicht nur die Migration be-
trifft – ein Verbesserungspotenzial bei
der Zusammensetzung der Klassen.

SVP «macht es sich zu einfach»

Gleichzeitig, das macht Rösler deutlich,
soll sich die SVP von «Konzepten aus
dem letzten Jahrhundert» verabschie-
den. Es sei doch zu einfach, wenn die
Partei denke: «Mehr Kopfrechnen – und
alles wird gut in der Mathematik. Mehr
Rechtschreibung, Diktate, auswendig
gelernte Gedichte – und alle Probleme
in der Unterrichtssprache sind gelöst.»

Es gebe inhaltliche Bereiche, sagt
Rösler, die sollte die Politik den Fach-
leuten überlassen. Oder zumindest mit
diesen besprechen. Darum will sie sich
«zeitnah» mit der SVP treffen. Diese
habe Interesse signalisiert.
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